Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Landern
gemaR Artikel 91b Absatz 1 des Grundgesetzes

tber die Einrichtung einer Kommission fiir Forschungsinformationen in
Deutschland (KFiD)
vom 2. Juli 2021, BAnz. AT 14. Januar 2022, B6

Praambel

Die Bundesregierung und die Regierungen der Lander der Bundesrepublik Deutschland
schlieBen, vorbehaltlich der Mittelbereitstellung durch ihre gesetzgebenden Kdérperschaften,
auf der Grundlage von Artikel 91b Absatz 1 des Grundgesetzes die nachfolgende Verwal-
tungsvereinbarung.

Das Wissenschaftssystem Deutschlands befindet sich in einem umfassenden digitalen Wandel.
Die Verbesserung der Datennutzung und -nutzbarkeit ist dabei von zentraler Bedeutung. Wis-
senschaftliche Einrichtungen stehen vor der Aufgabe, ihr Forschungsinformationsmanagement
zu professionalisieren und effizienter zu gestalten, um die im Wissenschaftssystem generierten
(Verwaltungs-)Daten Uber die Forschung adaquat sammeln, aufbereiten und vorhalten zu kon-
nen. Auf der anderen Seite missen sich datenabfragende Einrichtungen auf vertrauenswirdige
und vergleichbare Forschungsinformationen verlassen kdnnen, um im Zuge von Anfragen fur
sie relevante und in einem standardisierten Format vorliegende Daten erhalten oder ihre Sys-
teme an maschinenlesbare (Verwaltungs-)Datenstréome anschlieen zu kénnen.

Der Kerndatensatz Forschung — Standard fir Forschungsinformationen in Deutschland (KDSF-
Standard) bietet eine Basis fur die Professionalisierung und Standardisierung der datengestutz-
ten Berichterstattung der wissenschaftlichen Einrichtungen. Der KDSF-Standard ist ein zwi-
schen zentralen Akteuren des Wissenschaftssystems stetig konsentierter, lebender Standard.
Um das Potential des KDSF-Standards auszuschopfen, setzen Bund und Lander ihre gemein-
samen Anstrengungen fort, die flachendeckende Implementierung und Nutzung des KDSF-
Standards zum Zwecke der Harmonisierung der Forschungsinformationslandschaft zu befor-
dern. Diesen Zwecken dient die Einrichtung und Fdrderung einer ,Kommission fiir Forschungs-
informationen in Deutschland (KFiD)".

§ 1 Ziele und Gegenstand der Forderung

(1) Die Einrichtung und Férderung der KFiD zielen darauf ab, die Implementierung und Nut-
zung des KDSF-Standards durch wissenschaftliche Einrichtungen und datenabfragende
Stellen in der Breite des deutschen Wissenschaftssystems zu intensivieren, um dadurch
auf Synergieeffekte und eine Harmonisierung der Forschungsberichterstattung hinzuwir-
ken sowie einer zunehmenden Kommerzialisierung und Fragmentierung bei der Samm-
lung, Bereitstellung und Bewertung von Forschungsinformationen entgegenzuwirken.

(2) Bund und Lander finanzieren gemeinsam zu gleichen Teilen die KFiD samt administrativer
Unterstitzung durch eine Geschéftsstelle. Zuwendungszweck ist die Einrichtung der KFiD
sowie einer rechtlich unselbstandigen, die KFiD bei Verwirklichung der Ziele nach § 1 Ab-
satz 1 administrativ unterstitzenden Geschaftsstelle.



§ 2 Aufgaben der KFiD

Die KFiD hat folgende Aufgaben:

a)

b)

d)

Ubernahme der Verantwortung fiir den KDSF-Standard, dessen Pflege und bedarfs-
orientierte Weiterentwicklung unter Berlcksichtigung aktueller und strategischer Her-
ausforderungen. Die KFiD wird sich dabei am Interesse des gesamten Wissenschafts-
systems ausrichten und deshalb unterschiedliche Interessenlagen von datenbereitstel-
lenden und datenanfordernden Akteuren angemessen berlcksichtigen (systemische
Perspektive). Eine Doppelung oder Ubernahme bereits vorhandener funktionaler
Strukturen wird nicht angestrebt (Subsidiaritatsprinzip). Die KFiD wird die internatio-
nale Anschlussfahigkeit des KDSF-Standards beachten. Sie wird groRen Wert auf die
Umsetzbarkeit ihrer Arbeitsergebnisse legen und daher in ihren Arbeiten die finanziel-
len Rahmenbedingungen und Folgewirkungen berucksichtigen. Das Ziel, die Finanz-
ressourcen effizient zu nutzen (Synergieeffekte), wird sie aktiv verfolgen.

Entwicklung einer gezielten Kommunikationsstrategie und aktive Vermittlung des lang-
fristigen Nutzens der Einflhrung des KDSF-Standards gegenuber unterschiedlichen
Akteuren des Wissenschaftssystems, insbesondere wissenschaftlichen Einrichtungen
und datenabfragenden Stellen, u. a. in Form von Konferenzen, Positions-/Diskussions-
papieren, Arbeitsgesprachen und Workshops. Die KFiD wird Selbstorganisationspro-
zesse bei wissenschaftlichen Akteuren dort anstof3en, wo dies einen institutionentber-
greifenden Mehrwert verspricht. Damit wird sie einen Beitrag zur Starkung der Selbst-
steuerungs- und Auskunftsfahigkeit des Wissenschaftssystems in Bezug auf For-
schungsinformationen leisten.

Schaffung eines adressatengerechten Beratungs- und Informationsangebots zur Nut-
zung des KDSF-Standards und zur Forschungsberichterstattung generell, d.h. der da-
tengestitzten Berichterstattung im Bereich Forschung und Transfer. Das Beratungs-
angebot fur Nutzerinnen und Nutzer soll Erfahrungswissen in den Einrichtungen im
Hinblick auf organisatorische, kommunikative, technische, rechtliche und andere As-
pekte der Umsetzung des KDSF-Standards systematisieren und verfligbar machen.

Unterstutzung der wissenschaftlichen Einrichtungen (Hochschulen und auf3eruniversi-
tare Forschungseinrichtungen) bei der Professionalisierung ihres Forschungsinforma-
tionsmanagements.

Hinwirken auf einen Ubergang zu konsequenten Datenabfragen im KDSF-Format, da-
mit sich Entlastungseffekte durch die Nutzung des KDSF-Standards auch in der Praxis
entfalten kénnen.

Zusammenarbeit mit den in den Landern vorhandenen Unterstutzungsstrukturen, den
zentralen Wissenschaftsorganisationen sowie mit Einrichtungen, die Uber Expertise zu
den Themen Forschungsinformationen und KDSF-Standard verfiigen sowie die bun-
desweite Vernetzung der Akteure zu Themen rund um den KDSF-Standard.

Erarbeitung von Vorschlagen zu Themen, die im Wege einer von der KFiD-Geschafts-
stelle organisatorisch unabhangigen Begleitforschung verfolgt werden sollten, und de-
ren Empfehlung an die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK).



h) Erstellung eines jahrlichen Tatigkeitsberichts und Vorlage zur Kenntnisnahme an die
GWHK. Die Tatigkeitsberichte werden nach der Kenntnisnahme durch die GWK verof-
fentlicht.

§ 3 Zusammensetzung und Arbeitsweise der KFiD

(1) Die KFiD setzt sich zusammen aus:

a) jeweils einer Vertretung der vier grol3en aulReruniversitaren Forschungseinrichtungen
(Fraunhofer-Gesellschaft, Helmholtz-Gemeinschaft deutscher Forschungszentren,
Leibniz-Gemeinschaft und Max-Planck-Gesellschaft),

b) einer Vertretung der Deutschen Forschungsgemeinschaft,
c) vier durch die Hochschulrektorenkonferenz zu benennenden Hochschulvertretungen,
d) zwei Vertretungen des Bundes und zwei Vertretungen der Lander,

e) vier Vertretungen ausgewahlter Organisationen, die Daten von Hochschulen und au-
Reruniversitaren Forschungseinrichtungen abfragen.

Die KFiD-Mitglieder sollen das gesamte Wissenschaftssystem Uberblicken und Uber eine
Affinitdt zu den Themen KDSF-Standard und Forschungsinformationen verfugen bzw.
fachlich entsprechend ausgewiesen sein. Sie kdnnen sowohl der Leitungsebene als auch
der Fachebene der jeweiligen Organisation entstammen.

(2) Die Organisationen gemaf Absatz 1 Buchstabe a bis c unterbreiten der GWK einen uber
die Allianz der Wissenschaftsorganisationen abgestimmten Benennungsvorschlag fur ihre
Vertretungen. Die Vertretungen gemafl Absatz 1 Buchstabe d werden von der GWK be-
nannt. Flir Vertretungen gemal Absatz 1 Buchstabe e unterbreiten die KFiD-Mitglieder
nach Buchstabe a bis d der GWK schnellstmoglich eine Vorschlagsliste mit zur Mitwirkung
in der KFiD bereiten Personen. Bei allen Vorschlagslisten ist auf die paritatische Besetzung
von Frauen und Mannern und eine ausgewogene regionale Verteilung zu achten. Bis zur
Ernennung der Mitglieder nach Buchstabe e ist die KFiD mit den Mitgliedern gemaf’ Buch-
stabe a bis d beschlussfahig.

(3) Far alle Mitglieder erfolgt die Ernennung ad personam durch die GWK und die Berufung
durch die Vorsitzenden der GWK fiur die erste Amtszeit bis Ende des Jahres 2024 und
danach flr jeweils drei Jahre. Wiederberufungen sind moglich. Scheidet ein Kommissions-
mitglied vorzeitig aus, ist der GWK baldmdglichst eine Nachfolge durch die unter Absatz 2
vorgesehene Instanz vorzuschlagen.

(4) Die KFiD gibt sich eine Geschéaftsordnung, die der Genehmigung der GWK bedarf. Die
KFiD wahlt aus ihrer Mitte einen Vorsitz.

(5) Die Mitglieder der KFiD arbeiten unabhangig und sind keinen fachlichen Weisungen unter-
worfen.

(6) Die Mitglieder der KFiD sind ehrenamtlich tatig.

§ 4 KFiD-Geschiftsstelle

(1) Die KFiD-Geschaftsstelle untersteht rechtlich der Tragerinstitution und den fachlichen Wei-
sungen des Vorsitzes der KFiD. Sie ist von der Tragerinstitution als organisatorisch und



(4)

wirtschaftlich eigenstandige Einheit einzurichten. Der KFiD-Vorsitz ist in den Prozess der
Besetzung und Auswahl des Personals sowie etwaiger personalrechtlicher Angelegenhei-
ten der KFiD-Geschéftsstelle einzubeziehen.

Die Leitung der KFiD-Geschéftsstelle ist fachliche Vorgesetze/Vorgesetzter des Personals
der KFiD-Geschéftsstelle.

Die Leitung der KFiD-Geschéftsstelle ist gegenuber der Tragerinstitution fur die Erfullung
der Pflichten verantwortlich, die sich aus dem Zuwendungsverhaltnis gegeniber Bund und
Landern ergeben.

Die KFiD-Geschéaftsstelle nimmt folgende Aufgaben wabhr:

a) Unterstitzung der KFiD bei ihrer Aufgabenerfillung nach § 2 durch Vor- und Nachbe-
reitung der Beratungen und Erledigung der laufenden Geschafte.

b) Nachweis der Mittelverwendung gegenlber der Tragerinstitution.

§ 5 Tragerinstitution fiir die KFiD-Geschiftsstelle

Die rechtlich unselbstandige KFiD-Geschaftsstelle wird fir die Laufzeit gemaf § 9 unter
dem Dach einer bestehenden rechtsfahigen Tragerinstitution eingerichtet.

Zur Identifizierung einer geeigneten Tragerinstitution fihren Bund und Lander ein Interes-
senbekundungsverfahren durch.

Eine fur die Ansiedlung der KFiD-Geschaftsstelle geeignete Tragerinstitution muss

a) inein geeignetes wissenschaftliches Umfeld sowohl hinsichtlich der Anbieter- wie auch
der Nutzerbezlige auf dem Gebiet der Forschungsberichterstattung eingebettet sein;

b) fachliche Expertise auf dem Gebiet der Forschungsberichterstattung vorweisen;

c) die Unabhangigkeit der KFiD gewahrleisten. Die Tragerinstitution muss nachweislich
in der Lage und dazu bereit sein, die KFiD-Geschéftsstelle als organisatorisch ge-
trennte Einheit einzurichten und ihr und ihren Vertreterinnen und Vertretern im Rahmen
ihrer Geschaftsordnung inhaltliche, wirtschaftliche und organisatorische Eigenstandig-
keit zu gewahrleisten;

d) angemessene Raumlichkeiten zur Verfugung stellen konnen,

e) die Gewahr fUr eine zuverlassige Projektabwicklung Uber die gesamte Laufzeit bieten
und

f)  bundesweit gut erreichbar sein.

Die Tragerinstitution erhalt vom Sitzland die Zuwendungen, die fur die KFiD-Geschafts-
stelle vorgesehen sind, und stellt sie der KFiD-Geschéftsstelle ohne Abzluge bereit. Die
Pflicht zum Nachweis der Mittelverwendung wird im Innenverhaltnis abschlieffiend durch
die KFiD-Geschéftsstelle wahrgenommen. Fir die interne Berechnung von wechselseitig
erbrachten Leistungen treffen die Tragerinstitution und die KFiD-Geschaftsstelle allge-
meine Regelungen, die mit dem Sitzland abzustimmen sind. Soweit das Handeln der KFiD-
Geschaftsstelle die Tragerinstitution rechtlich verpflichtet, geht diese Verpflichtung intern
zu Lasten der KFiD-Geschéftsstelle.



(1)

(2)

(1)

(2)

3)

(4)

(1)

(@)

(1)

§ 6 Verfahren zur Auswahl der Tragerinstitution fiir die KFiD-Geschaftsstelle

Die GWK wahlt auf Grundlage der nach § 5 Absatz 3 maligeblichen Kriterien eine Trage-
rinstitution fir die KFiD-Geschaftsstelle aus.

Die Tragerinstitution Ubernimmt in Abstimmung mit dem KFiD-Vorsitz die Personalrekrutie-
rung fur die KFiD-Geschéftsstelle gemall § 4 Absatz 1. Bis zum Arbeitsantritt der Ge-
schaftsstellenleitung erfolgt die organisatorische Betreuung der KFiD durch die Tragerinsti-
tution.

§ 7 Mittelbereitstellung, Umfang und Dauer der Férderung

Die finanzielle Férderung der KFiD wird von Bund und Landern auf Grundlage dieser
Verwaltungsvereinbarung im Wege der Projektférderung als nicht riickzahlbare Zuschlsse
zur Deckung der zuwendungsfahigen Ausgaben geleistet. Dazu gehéren Personalkosten
(eine Stelle fir die Leitung der KFiD-Geschéftsstelle (bis zu EG 15 TV-L/TV6D), zwei Re-
ferentenstellen (bis zu EG 14 TV-L/TVGD), eine Stelle in der Sachbearbeitung (bis zu EG
12 TV-L/TVGD) und eine Stelle fir die Blrosachbearbeitung (bis zu EG 9 TV-L/TVéD)).
Neben diesen Personalkosten einschliel3lich Neben- und Sachkosten sind eventuelle Kos-
ten fUr die rdumliche Unterbringung, Reisekosten (fir Kommissionsmitglieder und Ge-
schaftsstellenmitarbeiter) sowie Konferenzen, Arbeitsgesprache, Workshops und Kosten
flr externe Auftrage, Beratungen und Dienstleistungen zuwendungsfahig.

Die zuwendungsfahigen Ausgaben werden von Bund und Landern, vorbehaltlich der
Mittelbereitstellung durch die gesetzgebenden Koérperschaften, im Verhaltnis 50 zu 50 ge-
tragen. Die Lander erbringen ihren Anteil nach dem Konigsteiner Schlissel. Das Sitzland
der Tragerinstitution tbernimmt die Vereinnahmung der von Bund und den Landern zu er-
bringenden Mittel. Das Sitzland stimmt sich mit dem Bund Uber zuwendungsrelevante As-
pekte ab.

Die von der GWK ausgewahlte Tragerinstitution reicht in Abstimmung mit der KFiD einen
Projektantrag beim Sitzland ein. Nach einvernehmlicher Prifung des Projektantrags er-
lasst das Sitzland in Abstimmung mit dem Bund den Zuwendungsbescheid und prift die
zweckentsprechende Verwendung der Mittel.

Fur die Jahre 2021 bis 2022 wird ein Férderbetrag von zusammen bis zu 300 000 Euro
und flr die Jahre 2023 bis 2027 ein Forderbetrag von jahrlich bis zu 600 000 Euro
zur Verfugung gestellt. Mit diesem Betrag sind insbesondere etwaige Tarifsteigerungen
abgegolten.

§ 8 Evaluation

Die GWK bittet den Wissenschaftsrat, eine Evaluation zur Wirkung und Funktionalitat der
KFiD durchzuflhren und eine Empfehlung unter anderem zur Weiterfuhrung der KFiD zu
ubermitteln.

Die KFiD Ubersendet der GWK bis zum 31. Juli 2025 einen Bericht Uber bis dahin ge-
machte Erfahrungen bei der Verwirklichung der Ziele gemaf § 1. Die GWK bittet den Wis-
senschaftsrat, das Ergebnis seiner Evaluation bis zum 30. November 2026 vorzulegen.

§ 9 Laufzeit, Inkrafttreten

Die Vereinbarung wird bis zum 31. Dezember 2027 geschlossen.



(2) Unter Berucksichtigung der Ergebnisse der Evaluation gemaR § 8 entscheidet die GWK
im Jahr 2027 Uber die weitere Férderung der KFiD ab 2028.

(3) Diese Vereinbarung tritt nach Beschlussfassung durch die GWK in Kraft.



	Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern gemäß Artikel 91b Absatz 1 des Grundgesetzes
	Präambel
	§ 1 Ziele und Gegenstand der Förderung
	§ 2 Aufgaben der KFiD
	§ 3 Zusammensetzung und Arbeitsweise der KFiD
	§ 4 KFiD-Geschäftsstelle
	§ 5 Trägerinstitution für die KFiD-Geschäftsstelle
	§ 6 Verfahren zur Auswahl der Trägerinstitution für die KFiD-Geschäftsstelle
	§ 7 Mittelbereitstellung, Umfang und Dauer der Förderung
	§ 8 Evaluation
	§ 9 Laufzeit, Inkrafttreten


